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Neuregelung des Adoptionsrechts 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das geltende Adoptionsrecht ist reformbedürftig. Eine Haupt- 
frage bei der notwendigen Überprüfung des Adoptionsredits 
ist, ob die Voraussetzungen für Adoptionen erleichtert werden 
können. Die beiden vorliegenden Anträge schlagen vor, die 
Bundesregierung zur Vorlage eines Gesetzentwurfs über eine 
Neuregelung des Adoptionsrechts aufzufordern. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig dem Bundestag, die 
Bundesregierung durch eine Entschließung aufzufordern, sobald 
wie möglich einen umfassenden Gesetzentwurf zur Neuregelung 
des Adoptionsrechts und des damit zusammenhängenden Kind- 
schaftsrechts vorzulegen. Für den Fall, daß ein solcher um- 
fassender Gesetzentwurf nicht alsbald erarbeitet werden kann, 
soll unverzüglich ein Gesetzentwurf für eine Neuregelung der 
Bestimmungen vorgelegt werden, welche die Adoptionen zur 
Zeit wesentlich erschweren. 


C. Alternativen 

Die Empfehlung des Rechtsausschusses weicht zum Teil von 
den überwiesenen Anträgen ab. 

D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache VI/2367 — 

betr. Änderung des Adoptionsrechts 

über den Antrag der Abgeordneten Rollmann, Dr. Stark (Nür- 
tingen), Dr. Gölter, Dr. Wagner (Trier), Dr. Riedl (München), 

Vogel und der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache VI/ 2591 — 
betr. Neuregelung des Adoptionsrechts 


A. Bericht der Abgeordneten Sieglerschmidt und 
Dr. Stark (Nürtingen) 


Die beiden Anträge — Drucksachen VI/2367 und 
Vl/2591 — ■ wurden vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner 134. Sitzung am 22. September 1971 dem Rechts- 
ausschuß federführend und dem Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit mitberatend über- 
wiesen. Der Rechtsausschuß hat die überwiesenen 
Anträge in seinen Sitzungen am 13. Oktober 1971, 
16. Dezember 1971 und 19. Januar 1972 beraten. Es 
lag die Stellungnahme des mitberatenden Ausschus- 
ses vom 16. Dezember 1971 vor. 

In Übereinstimmung mit dem mitberatenden Aus- 
schuß hält der Rechts aus schuß eine Reform des 
Adoptionsrechts für dringend erforderlich. Der Aus- 
schuß ist deshalb einmütig der Auffassung, daß der 
Deutsche Bundestag möglichst noch in dieser Legis- 
laturperiode eine umfassende Neuregelung des 
Adoptionsrechts verabschieden sollte. Zwischen dem 
Adoptionsrecht und dem gesamten Kindschaftsrecht 
besteht ein enger sachlicher Zusammenhang. Diese 
Sachgebiete müssen daher zusammen geregelt wer- 
den. Insbesondere gilt dies für das elterliche Sorge- 


recht; denn ein Hauptpunkt bei einer Neuordnung 
des Adoptionsrechts ist die Frage, ob künftig die 
Einwilligung der leiblichen Eltern in die Adoption 
unter weniger strengen Voraussetzungen ersetzt 
werden soll als nach der bisherigen gesetzlichen 
Regelung. In erster Linie sollte demnach die Bundes- 
regierung in einer Entschließung aufgefordert wer- 
den, sobald wie möglich einen umfassenden Ge- 
setzentwurf vorzulegen, der alle zusammengehören- 
den Regelungen des Adoptionsrechts und des Kind- 
schaftsrechts enthält. 

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine 
schwierige und bedeutende Neuordnung eines um- 
fangreichen Gesetzgebungsgebiets. Obwohl das zu- 
ständige Bundesjustizministerium hierfür bereits 
Vorarbeiten geleistet hat, ist zur Zeit noch nicht mit 
Sicherheit vorauszusehen, ob es möglich sein wird, 
daß die Bundesregierung alsbald einen derartigen 
umfassenden Gesetzentwurf für das Adoptionsrecht 
und Kindschaftsrecht vorlegen kann. Der Rechtsaus- 
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schuß schlägt deshalb vor, daß der Bundesregierung 
aufgegeben werde, vorab einen sachlich begrenzten 
Gesetzentwurf auf dem Gebiete des Adoptionsrechts 
vorzulegen, wenn sich herausstellen sollte, daß die 
Bundesregierung eine umfassende Neuregelung des 
Adoptionsrechts und Kindschaftsrechts alsbald nicht 
erarbeiten und vorlegen kann. Es sollte dann jeden- 
falls die gesetzliche Neuregelung derjenigen Be- 
stimmungen vorgezogen werden, die im geltenden 
Recht Adoptionen wesentlich erschweren. Nach jetzi- 
gem Sachstand dürfte sich als das Hauptproblem die 
Frage erweisen, ob das geltende Adoptionsrecht zu 
strenge Voraussetzungen für die Adoption aufstellt, 
insbesondere bei den Bestimmungen über die elter- 


liche Einwilligung, das Mindestalter des Annehmen- 
den und bei dem Erfordernis der Kinderlosigkeit. 

Der Rechtsausschuß hat davon abgesehen, alle 
einzelnen Punkte und Fragen des Adoptionsrechts, 
die in beiden Anträgen aufgeführt sind, in die vor- 
geschlagene Entschließung aufzunehmen. Er geht 
davon aus, daß von der Bundesregierung auch die in 
den Anträgen aufgeworfenen Fragen in die Aus- 
arbeitung des Gesetzentwurfes des Adoptionsrechtes 
einbezogen werden. Insbesondere ist der Ausschuß 
der einmütigen Auffassung, daß in die Prüfung auch 
die Volladoption einbezogen wird, wie sie in dem 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU (s. Nr. 1 des An- 
trags) vorgeschlagen wird. 


Bonn, den 27. Januar 1972 


Sieglerschmidt Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag hält eine Reform des Adoptionsrechts 
für dringend erforderlich. Er fordert die Bundes- 
regierung auf, sobald wie möglich einen Gesetzent- 
wurf vorzulegen, der das Adoptionsrecht umfassend 
neu regelt. Der Entwurf sollte auch die notwendige 
Neuordnung des gesamten Kindschaftsrechts — ins- 
besondere des elterlichen Sorgerechts im Hinblick 
auf dessen Zusammenhang mit dem Adoptionsrecht 
und der Adoptionsvermittlung einbeziehen, letzteres 
mit dem Ziel, eine zentrale VermitÜungs- und Prü- 
fungsstelle zu schaffen. 

/Sollte die Vorlage des Entwurfs eines solchen 
umfassenden Reformgesetzes nicht alsbald möglich 
sein, so wird die Bundesregierung aufgefordert, un- 
verzüglich den Entwurf für eine gesetzliche Neu- 
regelung derjenigen Bestimmungen vorzulegen, die 
Adoptionen zur Zeit wesentlich erschweren. Dazu 
gehören vor allem die Bestimmungen über die elter- 
liche Einwilligung (§ 1747 Abs. 3 BGB), das Mindest- 
alter des Annehmenden (§ 1744 Satz 1 BGB) und das 
Erfordernis der Kinderlosigkeit (§ 1741 Satz 1 BGB), 


Bonn, den 27. Januar 1972 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Sieglerschmidt Dr. Stark (Nürtingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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